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Sachverhalt

Am 20.4.2010 wurde das Lokal des Bf. von der Poli-
zei durchsucht. Der Bf. wurde darin vorgefunden, als 
er gerade dabei war, 400 g Kokain abzuwiegen und zu 
verpacken. Er wurde festgenommen. Das Amtsgericht 
Aachen erließ aufgrund des dringenden Verdachts des 
gewerblichen Drogenhandels in beträchtlichem Aus-
maß und des Bestehens von Fluchtgefahr einen Haftbe-
fehl gegen den Bf. 

Im Rahmen der darauffolgenden Haftanhörung wurde 
vom Anwalt des Bf. ein Antrag auf Entlassung gegen Kau-
tion gestellt, da dessen Familie angeblich bereit gewesen 
wäre, eine solche zu leisten. Der Anwalt zog den Antrag 
am nächsten Tag zurück, nachdem das Gericht dar-
auf hingewiesen hatte, dass die Freilassung auf Kaution 
nicht gewährt werden würde.

Am 29.9.2010 wurde der Bf. vom Amtsgericht Aachen 
wegen gewerblichen Drogenhandels zu einer Freiheits-
strafe von zwei Jahren und sechs Monaten verurteilt. Dar-
über hinaus verfügte das Amtsgericht die Fortführung 
der Haft. 

Einen Tag später legten der Bf. und der Staatsanwalt 
Berufung gegen dieses Urteil ein. Am selben Tag erhob 
der Bf. Beschwerde gegen die Entscheidung der Fortfüh-
rung seiner Haft, da seiner Ansicht nach aufgrund sei-
ner starken Verbindung zu Deutschland keine Flucht-
gefahr bestünde. Das Amtsgericht Aachen gab dieser 
Beschwerde nicht statt, da es eine Fluchtgefahr für gege-
ben erachtete, nachdem dem Bf. im Berufungsverfahren 
eine beträchtliche Gefängnisstrafe drohte, und verwies 

insbesondere darauf, dass seine sozialen Bindungen zu 
Deutschland angesichts seiner Arbeitslosigkeit, seiner 
schlechten Deutschkenntnisse und des Umstands, dass 
seine Eltern ein Ferienhaus in der Türkei besaßen, nicht 
ausreichend stark wären. 

Das Landgericht Aachen wies die Berufung des Bf. 
gegen diese Entscheidung ab und bestätigte sie inhalt-
lich. Das OLG Köln zog nach einer weiteren Berufung 
durch den Bf. in Betracht, den Vollzug des Haftbefehls 
auszusetzen, sofern seine Familie ihm die Kaution zur 
freien Verfügung überlassen würde, sodass er sie selbst 
stellen konnte. Da die Familie ihm die Kaution aller-
dings nicht zur eigenen Verfügung übergeben wollte, 
wies das OLG Köln die Berufung des Bf. am 3.12.2010 
ab und bestätigte die Ausführungen des Amtsgerichts 
Aachen sowie des Landgerichts Aachen im Hinblick 
auf dessen Fluchtgefahr. Aus der Weigerung der Fami-
lie leitete es ab, dass der Bf. für sie offenbar nicht aus-
reichend vertrauenswürdig wäre und die familiären 
Bindungen nicht ausreichend eng wären um auszu-
schließen, dass er dennoch flüchten und den Verfall der 
Kaution in Kauf nehmen würde. Darüber hinaus nahm 
das OLG Köln an, dass der Bf. weitere Straftaten bege-
hen würde, sofern er aus der Haft entlassen würde, und 
legte dem Haftbefehl subsidiär eine Wiederbegehungs-
gefahr zugrunde. 

Am 3.1.2011 wurde das Urteil des Amtsgerichts 
Aachen vom 29.9.2010 rechtskräftig, nachdem der Bf. 
und der Staatsanwalt ihre Berufungen zurückgezogen 
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hatten. Das Amtsgericht verfügte am selben Tag unter 
mehreren Voraussetzungen einen Aufschub des Haftbe-
fehls gegen den Bf., einschließlich jener, dass entweder 
der Bf. oder eine andere Person € 5.000,– Kaution zahlen 
müssten. Dieser Betrag wurde noch am selben Tag von 
einer anderen Person geleistet und der Bf. daraufhin aus 
der Haft entlassen. 

Das BVerfG verweigerte die Annahme der Verfassungs-
beschwerde des Bf. gegen die Entscheidung des OLG, die 
Vollziehung der Haft nicht auszusetzen. 

Rechtsausführungen

Der Bf. rügt, dass die Entscheidung des OLG Köln vom 
3.12.2010, den Vollzug des Haftbefehls nicht auszuset-
zen, gegen Art. 5 Abs. 4 EMRK (Haftprüfung) verstieß. 

I.  �Zur behaupteten Verletzung von Art. 5 Abs. 4 EMRK

1.  Zulässigkeit

(28) Der GH stellt fest, dass diese Beschwerde nicht 
offensichtlich unbegründet [...] ist. Er stellt zudem fest, 
dass sie auch nicht wegen sonstiger Gründe unzulässig 
ist. Sie ist daher für zulässig zu erklären (einstimmig).

2.  In der Sache

(43) Der GH stellt fest, dass die Entscheidung des OLG 
Köln vom 3.12.2010 nach dem Urteil des Amtsgerichts 
Aachen vom 29.9.2010, welches den Bf. verurteilt hatte, 
erlassen wurde. Die vorliegende Frage wurde somit 
nach der Verurteilung aufgeworfen, als Art. 5 Abs. 1 lit. c 
und Art. 5 Abs. 3 EMRK nicht länger auf die Haft des Bf. 
anwendbar waren. Trotz des anhängigen Berufungsver-
fahrens unterlag die Haft des Bf. vielmehr Art. 5 Abs. 1 
lit. a EMRK. Nichts deutet darauf hin, dass die Haft des 
Bf. gemäß Art. 5 Abs. 1 lit. a EMRK per se willkürlich war. 

(44) […] Die Überprüfung [der Rechtmäßigkeit der Haft 
nach Art. 5 Abs. 4 EMRK] sollte weit genug sein, um sich 
auf jene Bedingungen zu stützen, die für die rechtmäßi-
ge Haft einer Person gemäß Art. 5 Abs. 1 EMRK essentiell 
sind, einschließlich jener Fälle, bei denen die Haft von 
Art. 5 Abs. 1 lit. a EMRK erfasst ist. 

(45) Es ist zu beachten, dass die Haft des Bf. Art.  5 
Abs. 1 lit. a EMRK unterliegt und dass Art. 5 Abs. 4 EMRK 
im Hinblick auf eine Inhaftierung nach einer Verurtei-
lung üblicherweise keine Rolle spielt, außer wenn die 
Gründe, die den Freiheitsentzug einer Person rechtferti-
gen, sich im Laufe der Zeit ändern können oder neue Fra-
gen betreffend die Rechtmäßigkeit einer solchen Inhaf-
tierung auftreten. Im vorliegenden Fall ist Art.  5 Abs.  4 
EMRK anwendbar, weil das nationale Recht vorsah, dass 
eine Person in Untersuchungshaft behalten wird, bis 

ihre Verurteilung rechtskräftig wird – auch während des 
Berufungsverfahrens – und allen Untersuchungshäftlin-
gen dieselben Verfahrensrechte verlieh. Sieht der Ver-
tragsstaat Verfahren vor, die über die Voraussetzungen 
des Art. 5 Abs. 4 EMRK hinausgehen, sind die darin vor-
gesehenen Garantien in diesen Verfahren gleichwohl zu 
beachten. Unter diesen Umständen hat der GH jedoch 
nicht zu überprüfen, ob das OLG Köln die materiellen 
Voraussetzungen im Hinblick auf die Untersuchungs-
haft des Bf. falsch beurteilt hat. Seine Prüfung bezieht 
sich vielmehr darauf, ob die Entscheidung des Gerichts 
willkürlich war, das Angebot der Familie des Bf. abzuleh-
nen, die Kaution direkt zu leisten, und darauf zu beste-
hen, dass der Bf. selbst die Kaution leistet, damit es die 
Vollziehung des Haftbefehls aussetzte. 

(46) Der GH erwägt, dass die relevanten nationa-
len Bestimmungen einerseits vorsahen, dass die Voll-
ziehung eines Haftbefehls ausgesetzt werden konnte, 
sofern eine Kaution vom Beschuldigten oder einer ande-
ren Person geleistet wird. Andererseits sah die Recht-
sprechung der nationalen Gerichte vor, dass dem ange-
rufenen Gericht ein Ermessen zukam, die Möglichkeit 
der Kautionserbringung durch andere Personen aus-
zuschließen, z.B. wenn die Beziehung zwischen dem 
Beschuldigten und der anderen Person Ersteren nicht 
davon abhielt, den Verfall der Kaution durch sein Unter-
tauchen zu verursachen.

(47) Er wiederholt, dass die Rechtsprechung unter der 
EMRK vorsieht, dass es vertretbar ist, die Kaution zu ver-
weigern, sofern ein Risiko besteht, dass der Beschuldig-
te bei der Gerichtsverhandlung nicht erscheint. Die Prü-
fung, ob die Fluchtgefahr durch eine Kaution vermieden 
werden kann, hat grundsätzlich unter Bezugnahme auf 
den Beschuldigten, sein Vermögen und seine Beziehung 
zu jenen Personen zu erfolgen, die die Kaution leisten. 
In anderen Worten geht es darum, inwiefern das Maß 
an Vertrauen wahrscheinlich dafür ausreicht, dass die 
Aussicht des Verlustes der Kaution oder einer Handlung 
gegen die Kautionsgeber im Falle seines Nichterschei-
nens bei der Verhandlung als ausreichende Abschre-
ckung dient, allfällige Fluchtgedanken seinerseits auszu-
schließen. 

(48) Der GH erwägt, dass der wesentliche Aspekt der 
Beschwerde des Bf. die Entscheidung des OLG Köln 
betrifft, das Angebot der Familie des Bf. abzulehnen, 
dem Gericht € 10.000,– als Kaution direkt zu leisten, und 
darauf zu bestehen, dass der mittellose Bf. die Kaution 
selbst leistete, damit das Gericht die Vollziehung des 
Haftbefehls aussetzte. Der Bf. behauptete, dass diese 
Entscheidung willkürlich war und es weder deren Zweck 
war, sein Erscheinen vor Gericht, noch im Falle seiner 
Verurteilung die Vollstreckung seiner Strafe sicherzu-
stellen. Vielmehr diene dies den Behörden dazu, danach 
ihre Ansprüche im Hinblick auf die Verfahrenskosten 
gegen den mittellosen Bf. durchzusetzen. 
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(49) Das Vorbringen des Bf. […] zur Kenntnis nehmend 
hält der GH erstens fest, dass sowohl das nationale Recht 
als auch die Rechtsprechung unter der EMRK den Aus-
schluss von Sicherheitszahlungen durch Dritte erlaub-
ten. Zweitens stellt er fest, dass die Entscheidung, ob die 
Fluchtgefahr des Bf. vermieden werden konnte, wenn 
seine Familie die Kaution leistete, unter Berücksichti-
gung mehrerer Faktoren zu treffen und daher naturge-
mäß mit einem Ermessensspielraum verbunden war. 
Drittens berücksichtigt er, dass das OLG Köln seine Ent-
scheidung ausführlich begründete. 

(50) Die Entscheidungen des Amtsgerichts Aachen 
und des Landgerichts Aachen bestätigend stellte das 
OLG Köln fest, dass Fluchtgefahr des Bf. bestand, da er 
im Berufungsverfahren eine beträchtliche Freiheitsstra-
fe […] riskierte, seine Deutschkenntnisse mangelhaft 
waren, er keiner legalen Beschäftigung nachging und 
seit 2001 von Sozialhilfe lebte. Darüber hinaus waren 
sowohl er als auch seine Frau türkische Staatsangehöri-
ge, ihre Kinder noch jung und seine Eltern Eigentümer 
eines Ferienhauses in der Türkei. Im Hinblick darauf, ob 
die Fluchtgefahr des Bf. durch die Festsetzung einer Kau-
tion vermieden werden konnte, bestand das OLG Köln 
auf der Leistung der Kaution durch ihn und nicht durch 
seine Familie. Es brachte vor, dass die mangelnde Bereit-
schaft seiner Familie, für ihn die erforderlichen Mittel 
bereitzustellen, darauf hindeutete, dass sie kein Vertrau-
en in ihn hatte, und schlussfolgerte daraus, dass die Ver-
bindungen zwischen dem Bf. und seiner Familie nicht 
als ausreichend stark erschienen, um ihn daran zu hin-
dern, den Verfall der Kaution durch eine Flucht zu riskie-
ren. 

(51) Der GH ist der Meinung, dass die Prüfung des OLG 
Köln weder bezüglich der Fluchtgefahr des Angeklagten, 
noch dahingehend […] ob dieses Risiko vermieden wer-
den konnte, sofern seine Familie die Kaution bereitstell-
te, eine böse Absicht seitens der Behörden zeigte. Die 
dargelegten Gründe sind stichhaltig und ausreichend. 
Selbst wenn die Kaution zu einem späteren Zeitpunkt 
verfallen könnte, sofern entsprechende Voraussetzun-
gen erfüllt sind, kann die Prüfung der Behörden im Hin-
blick auf die Beziehung zwischen dem Bf. und seiner 
Familie, basierend auf den ihnen vorliegenden Infor-
mationen, nicht als willkürlich betrachtet werden. Dies 
gilt umso mehr, als der Bf. bereits in erster Instanz ver-
urteilt worden war. Der GH erwägt, dass aus der nachfol-
genden Aussetzung der Vollstreckung des Haftbefehls 
keine anderen Schlussfolgerungen gezogen werden kön-
nen, da diese Entscheidung auf anderen tatsächlichen 
Umständen gründete. Insbesondere war das Urteil des 
Bf. rechtskräftig geworden und er riskierte nicht länger 
eine strengere Strafe. 

(52) Im Hinblick auf den Umstand, dass sich das OLG 
Köln zusätzlich auf die Wiederholungsgefahr stützte, ist 
unbestritten, dass das nationale Recht ausdrücklich ver-

bot, einen Haftbefehl auf das Risiko erneuter Straffällig-
keit zu stützen, wenn die Voraussetzungen für die Erlas-
sung eines Haftbefehls aufgrund von Fluchtgefahr erfüllt 
waren, hingegen jene für die Aussetzung von dessen Voll-
streckung nicht. Der GH wiederholt, dass nicht durch 
jeden Mangel eines Haftbefehls die zugrunde liegen-
de Haft als solche unrechtmäßig iSd. Art. 5 Abs. 1 EMRK 
wird. Ein Haftbefehl sollte vielmehr nur von vornherein 
unwirksam sein – wodurch die Haft des Bf. auf Grundla-
ge dieser Anordnung iSd. Art. 5 Abs. 1 EMRK rechtswid-
rig würde –, sofern der Mangel darin auf eine »schwerwie-
gende und offensichtliche Unregelmäßigkeit« in einem 
außergewöhnlichen Sinn hinausläuft, wie sie sich aus 
der Rechtsprechung des GH ergibt. Für diese Beurteilung 
wird der GH alle Umstände des Falles berücksichtigen, 
einschließlich insbesondere der vorgenommenen Prü-
fung durch die nationalen Gerichte. 

(53) Er stellt fest, dass die nationalen Gerichte, ein-
schließlich des OLG Köln in seiner angefochtenen Ent-
scheidung, detaillierte Gründe angaben, warum der Bf. 
dringend des gewerblichen Drogenhandels in beträcht-
licher Menge verdächtig war und Fluchtgefahr bestand. 
Folglich wurden die inhaltlichen Voraussetzungen für 
eine Haft des Bf. erfüllt und von den nationalen Gerich-
ten sorgfältig geprüft. Da die Rechtsprechung der nati-
onalen Gerichte vorsah, dass ein Haftbefehl, der auf die 
Weise mangelhaft war, wie dies gegenständlich der Fall 
war, rechtsfehlerhaft, aber nicht nichtig war und somit 
eine gültige Grundlage für die Haft blieb, befindet der 
GH, dass der vorliegende Fehler nicht auf eine »schwer-
wiegende und offensichtliche Unregelmäßigkeit« hin-
auslief. 

(54) Unter Berücksichtigung der vorstehenden Erwä-
gungen schlussfolgert der GH, dass die Entscheidung 
des OLG Köln vom 3.12.2010 weder durch die Abweisung 
des Angebots der Familie des Bf., die Kaution direkt an 
das Gericht zu leisten, noch […] dadurch, dass die Haft 
des Bf. zusätzlich auf eine Wiederholungsgefahr gestützt 
wurde, willkürlich war. 

(55) Es erfolgte daher keine Verletzung von Art. 5 Abs. 4 
EMRK (einstimmig).


